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Rechnungslegung

BFH: Wirtschaftliches Eigentum bei Einrdumung von
Filmverwertungsrechten

Einem Nutzungsberechtigten kann das wirtschaftliche Eigentum an Filmrechten dann nicht
zugerechnet werden, wenn der zivilrechtliche Eigentiimer wahrend der Nutzungsdauer der
Filmrechte durch erfolgsabhdngige Vergltungen weiterhin an Wertsteigerungen der
Filmrechte beteiligt ist. Die fUr Leasingvertrage entwickelten Grundsatze kdnnen nicht
uneingeschrankt Ubertragen werden (anders wohl BMF-Schreiben vom 23.02.2001, Rz. 16),
da eine verlassliche Einschatzung der Wertentwicklung von Filmrechten bei
Vertragsabschluss regelmal3ig anders als bei Leasingvertragen Giber materielle
Wirtschaftsglter nicht mdglich ist.

Sachverhalt

Die Klagerin, eine Filmproduktionsgesellschaft in Form einer GmbH & Co. KG, war alleinige
Eigentiimerin an den Rechten eines Films. Sie Ubertrug die Verwertungsrechte an dem Film
far einen Zeitraum von 42 Jahren an die (auslandische) Lizenznehmerin F. Der Klagerin
standen neben fixen Zahlungen variable Beteiligungs-Lizenzgebuhren zu, die sich an den
Erlésen aus der Verwertung des Films orientierten. FUr das Auslaufen des Vertrages wurden
verschiedene Endschaftsregelungen vereinbart. So konnte die Vertragslaufzeit
einvernehmlich verlangert werden. Kam es nicht zu einer entsprechenden
Vertragsverlangerung, stand F eine Kaufoption zu. Eine Verkaufsoption der Klagerin bestand
nur in den Fallen der Auflésung, Liquidation oder Insolvenz der F bzw. in Fallen von
Vertragsstoérungen oder -verletzungen. Wurde weder die Vertragslaufzeit verlangert noch
die Kaufoption seitens F ausgeubt, konnte die Klagerin von F ein zinsloses Darlehen
verlangen.

Das Finanzamt war der Meinung, die Ubertragung der Filmverwertungsrechte habe zum
Ubergang des wirtschaftlichen Eigentums an den Filmrechten auf F gefilhrt. Dem
widersprach das FG.

Entscheidung

Der BFH gelangt nun ebenso wie das FG zu dem Ergebnis, dass die Kldgerin mit dem
Abschluss des Filmvertriebsvertrags das wirtschaftliche Eigentum an den Filmrechten nicht
auf F Ubertragen und daher keine (abgezinste) Kaufpreisforderung zu aktivieren hat.

Gesetzliche Grundlage

Wirtschaftsguter sind nach § 39 Abs. 1 AO grundsatzlich dem zivilrechtlichen Eigentimer
zuzurechnen. Ubt ein anderer als der Eigentimer die tatsachliche Herrschaft (iber ein
Wirtschaftsgut in der Weise aus, dass er den Eigentimer im Regelfall fir die gewéhnliche
Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausschlieen kann,
so ist ihm das Wirtschaftsgut zuzurechnen (8 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO).

Wirtschaftliches Eigentum bei Nutzungstberlassung

Ein wirtschaftlicher Ausschluss des zivilrechtlichen Eigentimers wird in der Rechtsprechung
u.a. angenommen, wenn der Herausgabeanspruch des Eigentimers keine wirtschaftliche
Bedeutung mehr hat. Auch eine Nutzungsiberlassung kann wirtschaftlich eine VeraulRerung
des Rechts darstellen.

Allerdings hat ein Nutzungsberechtigter in der Regel kein wirtschaftliches Eigentum an dem
ihm zur Nutzung Uberlassenen Wirtschaftsgut. Etwas anderes kann gelten, wenn der
Nutzungsberechtigte statt des Eigentimers die Kosten der Anschaffung oder Herstellung
eines von ihm selbst genutzten Wirtschaftsguts tragt und ihm fir die voraussichtliche
Nutzungsdauer Substanz und Ertrag des Wirtschaftsguts wirtschaftlich zustehen (vgl. z.B.
BFH-Urteile vom 28.05.2015, IV R 3/13, vom 13.10.2016, IV R 33/13 und vom 02.06.2016, IV R
23/13).

Allgemeine Zurechnungsgrundsatze
Eine wirtschaftliche Zurechnung nach § 39 Abs. 2 Nr. 1 S. 1 AO kommt auch bei entgeltlichen



NutzungsUberlassungen in Betracht, bei denen das Gesamtentgelt die vom Eigentimer
getragenen Anschaffungs- und Herstellungskosten abdeckt, wenn sich die
betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer des Gegenstands und die Grundmietzeit annahernd
decken oder zwar die betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer erheblich langer als die
Grundmietzeit ist, jedoch dem Nutzungsberechtigten ein Recht auf Verlangerung oder Kauf
zusteht und bei Austibung der Option nur ein geringer Mietzins oder Kaufpreis zu
entrichten ist, d.h. bei wirtschaftlich verntinftiger Entscheidungsfindung mit der Austibung
des Rechts zu rechnen ist (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 28.05.2015, IV R 3/13, vom 13.10.2016,
IV R 33/13 und vom 02.06.2016, IV R 23/13). Hierfur muss dem Nutzungsberechtigten
allerdings eine entsprechende rechtliche Befugnis z.B. in Gestalt einer Verlangerungs- oder
Kaufoption zustehen. Hieran fehlt es, wenn lediglich eine Befugnis des Eigentlimers z.B. in
Gestalt eines Andienungsrechts besteht, selbst wenn dies von Anfang an so ausgestaltet ist,
dass seine Ausubung als wirtschaftlich verninftig erscheint (vgl. BFH-Urteil vom 13.10.2016,
IV R 33/13).

Ubertragbarkeit der Grundsatze fur Leasingvertrage

Diese allgemeinen Grundsatze gelten nach dem BFH auch fur die Nutzungsuberlassung von
Filmrechten, allerdings seien die hier bestehenden Besonderheiten zu beachten. Diese
schliellen es nach Ansicht des BFH aus, die fir Leasingvertrage entwickelten Grundsatze
uneingeschrankt auf die Nutzungstberlassung von Filmrechten zu Ubertragen. Die
Finanzverwaltung vertritt dagegen in dem BMF-Schreiben vom 23.02.2001, Rz. 16, die
Auffassung, dass wenn die Vertriebsvereinbarungen feste Laufzeiten und zusatzlich
Verwertungsabreden (z. B. An- und Verkaufsoptionen und Ahnliches) vorsehen, die fiir
Leasingvertrage geltenden Grundsatze entsprechend heranzuziehen sind.

Der BFH begrindet die Nichtibertragbarkeit der Leasinggrundsatze damit, dass es sich bei
Filmrechten um immaterielle Wirtschaftsgiter handelt, die anders als Leasinggegenstande
nicht in bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgtiter unterschieden werden kénnen.
Zudem weist der BFH darauf hin, dass anders als bei einer Leasingvereinbarung, keine
verlassliche ex ante-Einschatzung der Wertentwicklung von Filmrechten moglich sei, da in
der Regel nicht absehbar sei, ob der Film erfolgreich sein wird. Dies zeige sich auch daran,
dass bei der Uberlassung von Filmrechten - anders als in Leasingvereinbarungen (iber
materielle Wirtschaftsgliter - neben festen regelmal3ig auch variable, an den Ertrag der
Filmrechte geknupfte Lizenzraten vereinbart werden. Wahrend die Vertragsbeteiligten bei
der Nutzungsuberlassung von materiellen Wirtschaftsgltern angesichts branchentypischer
Erfahrungswerte den nutzungsbedingten Werteverzehr, die Wertentwicklung und die
technische Uberalterung vergleichsweise zuverlssig einschitzen kénnten, sei dies bei
Filmrechten nicht méglich. Dies fihre letztlich auch dazu, dass die Bewertung der
Konditionen einer Kaufoption und die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit der Austibung
dieses Rechts nur bedingt méglich sei, zumal es bei Filmrechten an einem annahernd
proportionalen Zusammenhang von Herstellungskosten und Nutzungspotential fehle.

Wirtschaftliches Eigentum bei Filmrechten

Bei Anwendung dieser Grundsatze kann dem Nutzungsberechtigten zwar ausnahmsweise
das wirtschaftliche Eigentum an Filmrechten zuzurechnen sein. Dies kommt dem BFH
zufolge allerdings nur in Betracht, wenn der zivilrechtliche Eigentimer infolge der
vertraglichen Vereinbarungen wahrend der gesamten voraussichtlichen Nutzungsdauer der
Filmrechte von deren Substanz und Ertrag wirtschaftlich ausgeschlossen ist. Hieran fehle es
z.B., wenn der zivilrechtliche Eigentimer durch erfolgsabhangige Vergiutungen wahrend der
gesamten Vertragslaufzeit weiterhin von Wertsteigerungen der Filmrechte profitiert.

Ubertragung auf den Streitfall

Nach Wurdigung aller im Streitfall getroffenen Vereinbarungen kommt der BFH zu dem
Ergebnis, dass F die Klagerin auf der Grundlage des Filmvertriebsvertrags nicht fir die
gesamte betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer der Filmrechte wirtschaftlich aus ihrer
Stellung als Eigentumerin verdrangen kénne. Auch die ungewdhnlich lange Laufzeit des
Filmbetriebsvertrages kénne keinen Ubergang des wirtschaftlichen Eigentums bewirken.
Denn eine sich mit Ablauf der Vertragslaufzeit ergebende Wertlosigkeit der Filmrechte
kénne in Anbetracht der betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer der Filmrechte von 50
Jahren auch bei einer Vertragslaufzeit von 42 Jahren nicht angenommen werden. Dass das
Nutzungspotential von Filmrechten regelmaRig in den ersten Jahren Uberproportional hoch
ist, kdnne ebenfalls nicht begriinden, dass der Wert des Filmrechts am Ende der
Vertragslaufzeit verbraucht sei.

Auch die vertraglichen Endschaftsregelungen stiinden dem nicht entgegen. Unter
Berucksichtigung der fortbestehenden Teilhabe der Kldgerin an etwaigen Wertsteigerungen



der Filmrechte wahrend der Vertragslaufzeit hatten die Endschaftsregelungen keinen
Ubergang des wirtschaftlichen Eigentums an den Filmrechten auf F bewirkt.

Betroffene Normen
8§39 Abs.2Nr.1S5.1 A0

Streitjahr 2009, 2010

Vorinstanz
Finanzgericht Kéln, Urteil vom 11.09.2019, 3 K2193/17, EFG 2020, S. 1205

Fundstelle
BFH, Urteil vom 14.04.2022, IV R 32/19, BStBI 11 2022, S. 832

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 02.06.2016, IV R 23/13, siehe Deloitte Tax-News

BFH, Urteil vom 13.10.2016, IV R 33/13, BStBI. 11 2018, S. 81, siehe Deloitte Tax-News
BFH, Urteil vom 28.05.2015, IVR 3/13
BMF, Schreiben vom 23.02.2001, BStBI. 1 2001, S. 175

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthalt ausschliel3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschlielich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fir den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210137/
https://www.deloitte-tax-news.de/rechnungslegung/bfh-individuelle-bestimmung-der-betriebsgewoehnlichen-nutzungsdauer-eines-gebaeudes.html
https://www.deloitte-tax-news.de/rechnungslegung/bfh-wirtschaftliches-eigentum-bei-sale-and-lease-back-gestaltungen.html

	BFH: Wirtschaftliches Eigentum bei Einräumung von Filmverwertungsrechten
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Normen
	Vorinstanz
	Fundstelle
	Weitere Fundstellen


